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Zusammenfassung Der Beitrag bietet eine sozialpolitische Verortung der Sozialen 

Arbeit im Gerechtigkeitsdiskurs und vor allem im Diskurs um die Weiterentwicklung 

des Sozialstaats. Zunächst wird die ambivalente Beziehung von Sozialpolitik und 

Sozialer Arbeit untersucht und eine Triangulation der Sozialen Arbeit aus sozialpoli-

tischer und soziologischer Sicht vorgeschlagen. Im zweiten Schritt wird dies für die 

sozialpolitische Perspektive durchgeführt, um schließlich einige Anforderungen an 

die Professionalität Sozialer Arbeit in einer Bürgergesellschaft skizzieren zu können. 

Von zentraler Bedeutung ist dabei der Vorschlag, die in der bisherigen Diskussion 

zum Verhältnis von Sozialpolitik und Sozialer Arbeit vorherrschende Dichotomisie-

rung von Markt und Staat bzw. die Trias von Markt, Staat und Gemeinschaft, die 

sich bekanntlich auch in der Wohlfahrtsregimetypologie Gøsta Esping-Andersens 

(liberal/ sozialdemokratisch/konservativ) niederschlägt, um einen vierten Regime-

typ, den „Garantismus“, zu erweitern – wobei die Frage lautet, ob ein solcher  

Regimetyp nicht nur eine sozialpolitische Perspektive weist, sondern ob er einer 

Sozialen Arbeit der Zukunft nützt.  

Schlüsselwörter Ethik Sozialer Arbeit – Sozialpolitik – Sozialstaat – Garantismus 

Der Begriff der „Sozialethik“ erscheint gleichermaßen gedoppelt wie not-

wendig. Bereits Hegel kritisierte die Kant'sche „Sollensethik“ als individualis-

tisch verkürzt, der „Kommunitarismus“ der 1980er und 1990er Jahre griff 

jene Kritik auf. Gleichwohl markiert die moderne Spannung von Individu-

um und Gemeinschaft (bzw. Gesellschaft) das Grundproblem moderner 

Sozialethik: Sittliches bzw. ethisches Handeln bedarf gleichermaßen indivi-

dueller Einstellungen und Kompetenzen wie gemeinschaftlicher Regeln 

und Institutionen.  
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Zu den Kernbegriffen der zeitgenössischen Sozialethik gehört „Gerechtig-

keit“. Insoweit muss eine moderne Sozialethik auch die komplexen Ge-

rechtigkeitsdiskurse rekonstruieren, die in den letzten Jahrzehnten vor al-

lem durch die Rezeption der „Theorie der Gerechtigkeit“ von John Rawls 

bestimmt waren. Diese Rekonstruktion erfordert zugleich eine analytisch-

methodische wie eine inhaltliche Auseinandersetzung: (1) neben und teils 

unabhängig von der Rawls-Rezeption finden sich starke Sozialethiken so-

wohl im philosophischen wie im religiösen Diskurs; (2) die Rekonstruktion 

der zeitgenössischen Anwendungen von Sozialethiken muss aber auch 

inhaltliche Linien einbeziehen, so die Gender Ethiken, den Wandel der Ar-

beitsethik und die Diskussion um eine Globale Ethik bzw. ein „Weltethos“.  

Studierende wie Praktiker in sozialen Berufen müssen sich heute mit den 

ethischen Prämissen ihres Berufs und ihres individuellen beruflichen Han-

delns im gesellschaftlichen Kontext auseinandersetzen und die  

handlungsleitende Funktion berufsethischen Wissens verstehen lernen. 

Dadurch sollen sie angesichts des Wertepluralismus in der Gesellschaft  

Einstellungen und Kompetenzen entwickeln, die es ihnen in der berufli-

chen Praxis ermöglichen, sich in Konfliktsituationen zu orientieren und ihre 

Interventionen auf die Stärkung der Handlungsfähigkeit der Klienten auszu-

richten. 

Der Zusammenhang von Sozialpolitik und Sozialer Arbeit ist komplex. Zu-

gleich nimmt die Soziale Arbeit im Gesamtgefüge des modernen Sozial-

staats eine noch immer unterschätzte Rolle ein. In einem beeindrucken-

den Vergleich der Entwicklung sozialer Dienste in Deutschland, Frankreich 

und Großbritannien gelangt Thomas Bahle zu einem Ergebnis, das diese 

Unterschätzung auf den ersten Blick revidieren kann: „Ohne Zweifel be-

ginnen sich überall die Beziehungen zwischen den wohlfahrtsstaatlichen 

Sicherungen und der Arbeitswelt zu lösen, die als zentrales Erbe der Indust-

riegesellschaft für den Wohlfahrtsstaat betrachtet werden können. Die 

sozialen Dienste spielen in dieser Hinsicht eine Pionierrolle, auch deshalb, 

weil sie niemals eng mit den Erwerbsstrukturen verbunden waren. Insofern 

können die Sicherungsformen, die sich heute in diesem Bereich ausprä-

gen, durchaus modellgebend für andere Bereiche des Wohlfahrtsstaates 

sein. […] Nicht Klassenkonflikte und Statussicherung, sondern die Koopera-

tion zwischen Akteuren und das Ziel der Gleichheit haben die sozialen 

Dienstleistungen langfristig geprägt. Auf dieser Grundlage könnte es dem 

Wohlfahrtsstaat gelingen, eine neue institutionelle Basis für das gegenwär-

tige Jahrhundert zu finden.“ (Bahle 2007, 31) Soziale Arbeit als Dienstleis-

tung, genauer: als personenbezogene soziale Dienstleistungsarbeit (Olk/ 

Otto 2003) wird in dieser modernisierungstheoretischen Perspektive  
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sozialpolitisch zentral und optimistisch positioniert. Allerdings zeigt ein ge-

nauerer Blick in Bahles Studie, dass die von ihm verwendete Typologie so-

zialer Dienste – stationär, teilstationär, Tageseinrichtung, ambulant mit den 

Funktionen Heilen, Pflegen, Wohnen, Betreuen, Erziehen, Beraten, Haus-

halt, Mobilität, Verpflegung – vor allem hoch standardisierte Dienste er-

fasst und ausdrücklich „nicht […] die klassische ‚multifunktionale‘ und ‚of-

fene‘ Sozialarbeit, die von ihrem Grundverständnis her weder auf be-

stimmte Funktionen spezialisiert ist noch regelmäßig an einem festen Ort 

stattfindet“ (Bahle 2007, 37). Dieser Beschränkung des Begriffs der Sozialen 

Arbeit muss man jedoch aus zwei Gründen nicht folgen: Ihr unterliegt eine 

Engführung, die mit der Sozialen Arbeit als Disziplin und Profession heute 

nicht mehr verbunden werden kann (Otto/Thiersch 2001); sie entspricht 

aber auch nicht einer vor allem im englischsprachigen Raum vertretenen 

Konzeption der systematischen Verknüpfung von Sozialer Arbeit (social 

work) und „Sozialer Wohlfahrtspolitik“ (Gilbert/Terrell 2005), einer Politik so-

zialer Dienste, die von Funktionen ausgeht und nicht von einem materia-

len Professionsmodell. Es erscheint daher möglich, Bahles politisch-

analytisches Resümee als Ausgangspunkt für die folgenden Überlegungen 

heranzuziehen, zumal er sich in seiner Arbeit nicht mehr weiter mit der Pro-

fessionsdimension beschäftigt. Dass „Kooperation zwischen Akteuren und 

das Ziel der Gleichheit“ den Bereich sozialer Dienste prägen und diese 

damit eine Zukunftssignatur für die Sozialpolitik setzen, erscheint nämlich 

vielen Beobachtern hoch bedroht. 

Dies gilt vor allem dann, wenn seit Mitte der 1990er Jahre in der Sozialpoli-

tik ein Wandel hin zu einer Politik der „Aktivierung“ beobachtet wird, der 

zunehmend zu einer Sozialpädagogisierung der Sozialpolitik zu führen 

scheint, allerdings weniger im Sinne eines emanzipativen, an Teilhabe- 

rechten orientierten Politikkonzepts, vielmehr als Maßgabe einer sozial-

psychischen Steuerungsstrategie, die individuelle Einstellungen und  

habituelle Orientierungen einer umfassenden Marktorientierung unterwer-

fen möchte. Zugleich wird ein neuer sozialpolitischer Gouvernementalis-

mus, eine Reorientierung der Staatstätigkeit hin zu einem „manageriellen 

Staat“ (Rüb 2003) wahrgenommen, der die Soziale Arbeit selbst auf die 

Durchsetzung von Marktstrategien hin diszipliniert (Kessl 2005). Diese  

umfassende „Transformation of the Welfare State“ (Gilbert 2002) lässt fra-

gen, ob es nicht doch Sozialpolitikkonzepte geben könnte und ob mög-

licherweise bereits Anzeichen hierfür zu erkennen sind, die der Sozialen 

Arbeit nicht nur quantitativen Zuwachs, sondern auch teilhabeorientierte 

Qualitäten versprechen. Dies wäre ein Beitrag zu einer praktischen Sozial-

ethik, ein institutionenbewusster Beitrag zu einer Ethik Sozialer Arbeit. 
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Im Folgenden soll dieser Problemstellung in drei Schritten nachgegangen 

werden (zuerst Opielka 2008, siehe auch Opielka 2011). Im ersten Schritt 

werde ich die ambivalente Beziehung von Sozialpolitik und Sozialer Arbeit 

untersuchen und eine Triangulation der Sozialen Arbeit aus sozialpolitischer 

und soziologischer Sicht vorschlagen. Im zweiten Schritt werde ich dies für 

die sozialpolitische Perspektive durchführen und im dritten einige Anforde-

rungen an die Professionalität Sozialer Arbeit in einer Bürgergesellschaft 

skizzieren. Der Optimismus der folgenden Überlegungen speist sich aus 

einer analytischen Differenzierung. Ich schlage vor, die in der bisherigen 

Diskussion zum Verhältnis von Sozialpolitik und Sozialer Arbeit vorherr-

schende Dichotomisierung Markt-Staat bzw. Trias von Markt-Staat-

Gemeinschaft (wobei statt dem soziologischen Steuerungsmodus Ge-

meinschaft auch von Kooperation, Solidarität oder „Dritter Sektor“ die Re-

de ist), die sich auch in der Wohlfahrtsregimetypologie Gøsta Esping-

Andersens (liberal/sozialdemo-kratisch/konservativ) niederschlägt (Esping-

Andersen 1990), zu erweitern: um einen vierten Regimetyp des „Garantis-

mus“, der sich um Menschen- und Teilhaberechte und den Steuerungs-

modus Ethik konstituiert (Opielka 2006, 2008; Carigiet/Opielka 2006). Die 

Frage lautet, ob ein solcher Regimetyp nicht nur eine sozialpolitische Per-

spektive weist, sondern hier vor allem, ob er einer Sozialen Arbeit der Zu-

kunft nützt. Die derzeit verwendeten Zukunftsbegriffe einer „aktivierenden“ 

oder „investiven“ Sozialpolitik werden im Licht der „garantistischen“ Wohl-

fahrtsregimekonzeption jedenfalls vorsichtig zu verwenden sein. 

1. Sozialpolitik und Soziale Arbeit: eine ambivalente Beziehung 

Die sozialpolitische Konstituierung der Sozialpädagogik hat Lothar Böh-

nisch bereits 1982 ziemlich genau formuliert: „Die Sozialpolitik bildet den 

historisch-politischen Horizont, vor dem sich die institutionelle Sozialpäda-

gogik entfaltet und der sie gleichzeitig begrenzt.“ (Böhnisch 1982, 1) Zu-

gleich diagnostizierte er: „Dass die Sozialpolitik der Zukunft über die ‚alte 

soziale Frage’ hinaus zu einem verallgemeinerten Lebenslagenbezug und 

zu einer materiellen Politik sozialer Rechte werden muss und dann nicht 

mehr im Korsett sozialstaatlicher Balance agieren kann, ist eine historische 

Notwendigkeit.“ (Ebd. 153; Herv. M.O.) Jener bald ein Vierteljahrhundert 

alte Optimismus aus der Frühzeit universitärer Sozialpädagogik erscheint 

heute gebrochen. Hinsichtlich des Konstitutionsbezugs ist es möglich, dass 

Hamburgers „Einführung in die Sozialpädagogik“ (Hamburger 2003) mit 

wenig Bezug auf die Sozialpolitik auskommt, während Galuskes „Flexible 

Sozialpädagogik“ (Galuske 2002) auf einer systematischen Analyse der 

Sozialpolitik aufruht – allerdings mit einer gegenüber dem frühen Böhnisch 
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markant pessimistischeren Zukunftsperspektive der Sozialpolitik, die um 

Codes wie Neoliberalismus und Bürgerarbeit kreist und der Sozialpädago-

gik wenig Positives verheißt. Der Mittelweg scheint der begangenere, 

wenn beispielsweise ein Sammelband unter dem Titel „Sozialpädagogik im 

Übergang“ (Schweppe/Sting 2006) mit einer sozialpolitischen Krisendiag-

nostik beginnt, die Sozialpolitik dann aber eher polemisch (Ziegler 2006) 

oder assoziativ (Cremer-Schäfer 2006) abhandelt. Wobei Holger Zieglers 

Diagnose einer „fortgeschritten liberale[n] Refiguration des Sozialen“ (Zieg-

ler 2006, 144) zwar gute Argumente beinhaltet, doch in ihrer Kritik zur Atti-

tüde neigt: „Nicht mehr Wissenschaft scheint heute das Handeln zu legiti-

mieren, der neue Gott dem gehuldigt wird, heißt ‚Qualität‘“ (ebd. 142). In 

Fabian Kessls Beitrag in jenem Band wird der von Ziegler und anderen 

Bielefelder Forschern für die aktuellen sozialpolitischen Re-

Programmierungs- und Re-Strukturierungsprozesse verwendete Begriff des 

„Neo-Sozialen“ expliziert: „Während die Rede von einer ‚neo-liberalen Ge-

sellschaft‘ suggeriert, dass das alles bestimmende Prinzip nun das des 

Marktes sei, macht der Begriff des Neo-Sozialen darauf aufmerksam, dass 

die bisherige wohlfahrtsstaatliche Formation des Sozialen zwar unter der 

Hegemonie marktförmiger Logiken grundlegend verändert wird, aber kei-

neswegs völlig verschwindet oder gar bereits verschwunden ist.“ (Kessl 

2006, 79). Eine Variante dieses Mittelwegs findet sich in der veröffentlichten 

Fassung des Forschungsantrags zu einer Berufsverbleibstudie von Rau-

schenbach und Krüger. Dessen „Untersuchungsschema“ beginnt auf der 

Input-Seite mit dem Indikatorenbündel „Sozial-, Bildungs- und Arbeits-

marktpolitik“ (Angiletta u.a. 2003, 360), doch ein Blick in die erhobenen 

Indikatoren findet jenes Bündel nicht wieder. Diese Fundstücke aus älteren 

und neueren Texten des sozialpädagogischen Diskurses lassen aufhor-

chen: eine sozialpolitische Konstituierung der Sozialpädagogik scheint we-

nig vorstellbar. Betrachten wir zur Überprüfung dieser Beobachtung den 

Diskurs um das Verhältnis von Sozialpädagogik und Sozialer Arbeit und 

denjenigen um ein politisches Mandat der Sozialen Arbeit.  

Das Verhältnis von Sozialpädagogik und Sozialer Arbeit ist in Deutschland 

notorisch undiszipliniert. Galuskes erwähnte „Flexible Sozialpädagogik“ ist 

ein beredtes Beispiel. Ihr Untertitel lautet: „Elemente einer Theorie Sozialer 

Arbeit“. Sein Argument dafür, die Begriffe „weitgehend synonym“ zu ver-

wenden, sind zum einen „stilistische Gründe“, zum anderen eine von an-

deren Autoren entwickelte „Konvergenzthese“ (Galuske 2002, 11). Der 

institutionelle Grund für das begriffliche Durcheinander wird leider selten 

explizit reflektiert, die Trennung der professionellen Ausbildung in Fach-

hochschulen und Universitäten. Vereinfacht: erstere produzieren die Mas-

se und die Soziale Arbeit, zweitere Forschung, Publikationen und die  
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Sozialpädagogik. Während die Soziale Arbeit zumindest theoretisch – und 

praktisch in vielen Ländern (Skandinavien, Großbritannien, teils in den USA) 

– ihren systematischen Bezug zur Sozialpolitik nicht verhehlt, so wird sie in 

Finnland an Departments for Social Policy unterrichtet, scheint die Sozial-

pädagogik als erziehungswissenschaftliche Subdisziplin staatsfern: Wie ihre 

große Schwester, die Schulpädagogik, verleugnet sie in Deutschland ihre 

Staats- und damit Politikkonstituierung und begibt sich damit der Chance 

einer wahrheitsnäheren, also wissenschaftlichen Reflexion ihrer Konstituie-

rung. Eine denkbare Lösung, nämlich die Integration von Fachhochschul- 

und Universitätsausbildung in Professional Schools der Universitäten, bietet 

das von Fabian Kessl als drittes Szenario einer Nach-Bologna-Entwicklung 

skizzierte Modell: „Fachhochschulen und Universitäten koordinieren ihre 

Bachelor- und Masterstudiengänge bundes- und landesweit. Die jeweils 

konkreten Kooperationsformen zwischen den beteiligten Hochschulen 

werden regional ausgehandelt und umgesetzt. […] Der gemeinsam for-

mulierte Slogan lautet: Für das kämpfen, was Wohlfahrtsstaatlichkeit sein 

könnte.“ (Kessl 2006, 82) Kessl kann sich dabei auf die „Münsteraner Erklä-

rung“ des 6. Bundeskongress Soziale Arbeit 2005 beziehen, in der gefordert 

wird, die „Qualifizierung des beruflichen Nachwuchses und die gemein-

same Weiterentwicklung Sozialer Arbeit durch ‚Schools‘ oder ‚Depart-

ments‘ auf universitärem Niveau zu gewährleisten“ (Münsteraner Erklärung 

2005, 2). Dass Kessl diesem Szenario „am wenigsten Realisierungschancen“ 

(Kessl 2006, 83) gibt, liegt an der geringen Forschungsbasis der Fachhoch-

schulen, so dass die universitären Vertreter der Sozialen Arbeit Reputati-

onsminderungen fürchten. Letztlich würde das Szenario bedeuten, die 

Fachhochschulen – zumindest deren Bereiche der Sozialen Arbeit – in die-

se Schools aufzulösen, wie dies jüngst an der Universität Lüneburg erfolgte 

und m.E. der einzig zukunftsträchtige Weg für die Disziplin Soziale Arbeit 

scheint.  

Der Diskurs um ein politisches Mandat der Sozialen Arbeit wiederum (Mer-

ten 2001) oszilliert innerhalb des Mainstreams zwischen ganz selbstver-

ständlichen Beobachtungen, dass die Soziale Arbeit selbst und natürlich 

ihre Klienten von sozialpolitischen Prozessen umfassend betroffen sind und 

eine advokatorische „Selbstmandatierung“ (Kusche/Krüger 2001) nahe 

liegt, und der Annahme, dass nur „Fachlichkeit“ (Müller 2001) oder „Pro-

fessionalität“ (Merten 2001a) eine politische Aufmerksamkeit begründen 

könnte. Hier wäre beispielsweise ein Blick in die USA und die Rolle der „Na-

tional Association of Social Workers (NASW)“ hilfreich, die mit ihren gut 

140.000 Mitgliedern umfassende politische Lobby-Arbeit betreibt, aus einer 

ganz pragmatischen Perspektive heraus, für die moralisch-ethische Ziele 

Bestandteil des Berufsprofils sind. Eine vergleichbare Fachverbandsstruktur 
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existiert in Deutschland nicht und zwar nicht zuletzt aufgrund der diskutier-

ten Dichotomie Universität-Fachhochschule, die sich in den Verbänden 

subtil reproduziert und damit auch die Profession Soziale Arbeit schwächt. 

Insoweit fällt eine eigentümliche Selbstbeschränkung der Sozialen Arbeit 

als Disziplin auf. Nicht zuletzt aufgrund meiner persönlichen Berufsbiogra-

phie als Erziehungswissenschaftler mit dem Schwerpunkt Sozialpädagogik, 

als Soziologe und Hochschullehrer für Sozialpolitik wäre der Sozialen Arbeit 

eine Art Triangulation zu empfehlen: eine Reflexion aus sozialpolitischer 

und soziologischer Perspektive. In den nächsten Schritten soll beides etwas 

offensiver versucht werden. Der Fokus sind soziale Garantien und die Funk-

tion der Sozialen Arbeit in deren Herstellung und Sicherung. 

2. Soziale Garantien und Sozialpädagogik: Sozialpolitische Reflexion 

Sozialpolitik wurde und wird mit präventiven Wirkungen begründet. Sie soll 

Kriminalität verhindern, Demokratie und Frieden bewahren und Funda-

mentalismen überflüssig machen. Dahinter stehen zwei starke Annahmen, 

eine empirische und eine theoretische. Die starke empirische Annahme 

besteht darin, dass sozialpolitische Interventionen soziale Wirkungen ha-

ben. Die starke theoretische Annahme besteht in einem Standardkonzept 

gleichheitsorientierter Normalität, dessen Abweichungen Intervention be-

gründen, wobei sich dabei noch eine sozialtechnokratische und eine sozi-

alutopische Variante unterscheiden lassen. Befürworter und Kritiker beider 

Annahmen finden sich in der sozialpolitischen, sozialpädagogischen und 

soziologischen Literatur. 

Eine Neuorientierung der Diskussionslage dürfte sich nach 1989, dem Zu-

sammenbruch der klassischen Kapitalismus-Kommunismus-Dualität, inso-

weit ergeben haben, als die Standardkonzepte von Normalität neu justiert 

wurden. Die sozialutopische Wirkungsvariante scheint erschöpft, der Fort-

fall des kompetitiv sozialistischen Musters führte zu einer Reformulierung 

sozialreformerischer Programmatiken („Workfare statt Welfare“, Mindest- 

statt Lebensstandardsicherungen, Marktsteuerung, investive Sozialpolitik 

usf.). Sie lassen sich als eine Konzentration sozialpolitischer Interventionen 

zugunsten von mehr oder eben weniger voraussetzungsvollen sozialen 

Garantien beschreiben. Allerdings müssen sich auch diese der genannten 

empirischen und theoretischen Kritik stellen.  

Diese Kritik kann exemplarisch unter dem Fokus der Präventivwirkung sozia-

ler Garantien geleistet. Prävention wird dabei methodisch von Interventi-

on abgegrenzt, unterliegt allerdings einem „generellen Gefährdungsver-

dacht“ (Böllert 2001, 1397), weil Handlungs- und Verursachungsketten  
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sozialer Probleme meist nicht eindeutig, Präventionsbemühungen damit 

häufig unspezifisch angelegt sind. Am Beispiel von zwei Politikfeldern  

– Bildung und Armut – werden nun empirische und theoretische Annah-

men kontrastiert: was genau wird unter sozialen Garantien bzw. sozialen 

Grundrechten in diesen Politikfeldern diskursiv verhandelt? Welche Rolle 

spielen sozialpolitische Diskurse in diesem Zusammenhang? 

a) Bildung und soziale Garantien 

„Nach PISA“ erhielt die Bildungspolitik in Deutschland skandalisierte Auf-

merksamkeit. Auch die Sozialpädagogik spielte dabei eine Rolle. Der 

Kommission, die den 2005 veröffentlichen Zwölften Kinder- und Jugendbe-

richt der Bundesregierung zum Thema „Bildung, Betreuung und Erziehung 

vor und neben der Schule“ erstellte, saß mit Thomas Rauschenbach ein 

Sozialpädagoge vor (Deutscher Bundestag 2005). Die Sachlage ist inso-

weit kompliziert, als die Bildungspolitik in Deutschland bisher kaum als sozi-

alpolitisches Feld konzipiert wurde (Opielka 2005, 2011). Aus Sicht der Sozi-

alpädagogik sind drei Bereiche interessant: der frühkindlich-vorschulische  

Bereich, die Schulsozialarbeit und die Berufsförderung.  

Greifen wir den erstgenannten Bereich heraus, der zudem im 12. Kinder- 

und Jugendbericht stark gemacht wurde, auch mit sozialpädagogischen 

Begründungen. Zum 1. Januar 2007 wurde das bisherige Erziehungsgeld 

durch das „Elterngeld“ ersetzt. Danach erhalten Eltern, die zum Zwecke 

der Kinderbetreuung ihre Erwerbstätigkeit unterbrechen, im ersten Lebens-

jahr ihres Kindes Elterngeld in Höhe von 67% des entfallenen Nettoer-

werbseinkommens. Von dieser Reform wird unter anderem erwartet, dass 

Mütter zu einem früheren Wiedereinstieg in den Beruf ermutigt werden. 

Bisherige Reformen, die primär darin bestanden, die Elternzeit auszudeh-

nen, haben eher dazu geführt, dass die Berufsrückkehr von Müttern ab-

nahm. Schätzungen des DIW lassen erwarten, dass das Elterngeld zu kürze-

ren Erwerbsunterbrechungen von Müttern mit kleinen Kindern führen wird. 

Die Erwerbsbeteiligung von Müttern mit Kindern im zweiten Lebensjahr wird 

nach diesen Schätzungen auf knapp 40% ansteigen (Spieß/Wrohlich 

2006). Eine Beteiligung des anderen Elternteils, in der Regel des Vaters, 

wird durch zwei zusätzliche Bezugsmonate gratifiziert. Die soziale Garantie 

des bisherigen Erziehungsgeldes auf niedrigerem Niveau, jedoch mit län-

gerer Laufzeit (2 Jahre, in einigen Bundesländern 3 Jahre), wird durch eine 

kurzzeitigere Garantie auf höherem Niveau ersetzt. Bezogen auf unsere 

Fragestellung heißt das:  

• Der sozialpolitische Diskurs fokussiert auf Mütter und die Hebung ihrer 

Erwerbsbeteiligung;  
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• als Präventionswirkungen gelten eine Steigerung der Frauenerwerbstä-

tigkeit, damit eine Reduzierung des Armutsrisikos vor allem von Alleinerzie-

henden. Die empirischen und theoretischen Evidenzen für diese Wirkun-

gen sind recht stark. Allerdings fehlte im deutschen Diskurs seit 2002 – dem 

Jahr, in dem die CDU/CSU-Opposition mit dem alternativen Konzept eines 

langzeitigen „Familiengeldes“ in den Bundestagswahlkampf zog, die An-

fang 2007 mit der Idee eines „Betreuungsgeldes“ erneut aufgegriffen wur-

de und das ab dem 01.09.2013 gezahlt wird – eine alternative Position, für 

die ebenfalls starke Argumente vorgebracht werden könnten (Opielka 

2008, 99ff.).  

• Die sozialpolitischen Diskurse waren entscheidend für diese eher sozial-

demokratische Reform, die von einer konservativen Familienministerin 

durchgesetzt wurde. Jene wurden vor allem von arbeitsmarktlichen Funk-

tions- und frauenpolitischen Deutungsinteressen geprägt. Bildungs- und 

Erziehungsdiskurse spielten in der Frage einer optimalen Organisation der 

vorschulischen Periode kaum eine Rolle. Zwar wird im 12. Kinder- und Ju-

gendbericht darauf hingewiesen, dass monetäre Leistungen der Familien-

politik das Armutsrisiko von Familien deutlich reduzieren, vor allem aber 

darauf, dass der Erziehungsurlaub die Berufslaufbahn von Frauen gefähr-

det (Deutscher Bundestag 2005, 168ff.). Lösungen dieser Mütterfalle auf 

dem Arbeitsmarkt werden nur in einer Verkürzung der Ausstiegszeit ge-

sucht. Das Normalitätsmodell des männlichen Erwerbstätigen wird nicht 

infrage gestellt, der „Myth of a Dual-earner Society“ (Larsen u.a. 2004) 

wird kontrafaktisch gepflegt (Lewis 2003). 

Die skizzierten hegemonialen sozialpolitischen Deutungsmuster sind bislang 

auch in der Sozialen Arbeit virulent und von dort in die Sozialpolitik ge-

speist. Die Sozialpädagogik argumentiert bisher fast ausschließlich mit Blick 

auf die außerfamiliären Leistungsangebote, sie plädiert zwar zu Recht ge-

gen eine kognitionspädagogische und humankapitaltheoretische Verkür-

zung der frühkindlichen Bildung (Andresen u.a. 2005, Thiersch 2006), doch 

verkürzt sie damit die Bildungsrechte des Kindes auf einen außerfamiliären 

Betreuungsplatz, dessen quantitative Maximierung – zumindest in West-

deutschland, da Ostdeutschland hierbei führt – zum Politikziel erklärt wur-

de. Es sind gerade nicht Vertreter der Sozialpädagogik bzw. Sozialen Ar-

beit, die diese Verkürzung theoretisch und empirisch überwinden, sondern 

eher Frühpädagogen und Psychologen mit sozialpädagogischem Interes-

se. Grundlage dafür sind zum einen die Erkenntnisse der psychoanalyti-

schen und entwicklungspsychologischen Bindungsforschung (Gross-

mann/Grossmann 2004), zum anderen die Resilienzforschung, die den  

Fokus auf die Bewältigung von Risikobedingungen legt: „Die neuere  
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entwicklungspsychologische Forschung belegt, dass die fehlende Kompe-

tenz des Kindes, Übergänge angemessen zu bewältigen, auf innerfamiliä-

re Prozesse zurückzuführen ist, welche bereits vor dem Eintritt des Kindes in 

den Kindergarten vorfindbar sind. Wenn dies aber so ist, dann sollte dem 

Übergang von der Familie in den Kindergarten erhöhte Aufmerksamkeit 

geschenkt werden, und man sollte beginnen, diese Kinder, deren Anzahl 

mit etwa 18 bis 20% angegeben wird, früh zu identifizieren und die Zeit des 

Kindergartenbesuchs für deren systematische Förderung nutzen.“ (Fthena-

kis u.a. 2005, 8) Erscheint der Übergang Familie-Kindertagesstätte – und im 

Übrigen auch weitere Übergänge (Schule, Ausbildung) – nur im Kontext 

mit der Familiensituation sinnvoll bearbeitbar, dann stellt sich die Frage, 

warum die Sozialpädagogik der Familie bisher kaum Aufmerksamkeit 

schenkte.  

Im erwähnten 12. Kinder- und Jugendbericht wird beispielsweise das Kon-

zept der „Familienzentren“ nur in einem Spiegelstrich erwähnt, einen Ab-

satz später wird eine arbeitsmarktlich-professionelle Information dazu 

nachgeliefert. Demnach arbeiten beispielsweise in der Familienbildung in 

NRW nur etwa 500 Fachkräfte, während in diesem Bundesland 66.000 

Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen und 8.800 Fachkräfte in der Kin-

der- und Jugendhilfe tätig sind, „was zeigt […], dass die Familienbildung in 

Deutschland bislang keine große Rolle spielt“ (Deutscher Bundestag 2005, 

170). Seit 2006 investiert NRW in das Modell der „Familienzentren“, evaluiert 

durch den Frühpädagogen Wolfgang Tietze, das Ende 2007 mehr als 1.000 

Standorte umfasst (Stöbe-Blossey u.a. 2007). Damit ist eine Akademisierung 

der Frühpädagogik oberhalb des Bachelorniveaus verbunden, da Eltern-

bildung, Sprachförderung, Netzwerkarbeit wie psychosoziale Prävention 

und Beratung im Konzept der Familienzentren integriert sind. Eine derartige 

Komplexitätsstrategie wäre nun auf der disziplinären Seite der Sozialen Ar-

beit anzuraten, im Interesse der Realisierung von Teilhaberechten ihrer Kli-

enten. Leider übersieht ein auf Markt-Staat-Dichotomien fokussierter  

Diskurs die gemeinschaftliche Dimension Familie bzw. sortiert sie dem kon-

servativen politischen Pol zu, der von diesem linken und liberalen Bias profi-

tiert. Das Feld frühkindlicher Bildung erscheint hier paradigmatisch für die 

bisherige Kombination aus quantitativer Emphase und qualitativer Veren-

gung sozialpolitischer Diskurse in der Sozialen Arbeit (Opielka/Winkler 

2009). 

b) Armut und soziale Garantien 

Bereits das obige Zitat von Böhnisch zu einer „materiellen Politik sozialer 

Rechte“ (Böhnisch 1982, 1) bezog sich auf soziale Garantien gegen Armut. 

Seitdem haben sich die Diskurse ausdifferenziert. Im sozialdemokratischen 
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Mainstream der modernen Sozialpädagogik wird zwar die Exklusionsnei-

gung des lohnarbeitszentrierten Sozialstaatsmodells reflektiert. Ein hier häu-

fig zitierter Autor ist Gerhard Bäcker (z.B. Bäcker 2001). Allerdings verblei-

ben die Konzepte sozialer Garantien gewöhnlich innerhalb dieses Modells, 

dessen mangelhafte armutspräventive Wirkung bereits mit dem Zweiten 

Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung (2005) evident wurde.  

Starke Annahmen über präventive Wirkungen wurden mit den sozialde-

mokratischen Konzepten des „aktivierenden Sozialstaats“ verbunden. Ak-

tivierungskonzepte existieren jedoch, wie Abbildung 1 zeigt, in allen politi-

schen Lagern, gleichwohl mit sehr unterschiedlichen Annahmen und Ef-

fekten. Die von Esping-Andersen mit dem Begriff der „Dekommodifizie-

rung“ beschriebene Zentralfunktion des modernen Wohlfahrtsstaates – die 

Reduzierung der Arbeitsmarktabhängigkeit der Ware (commodity) Ar-

beitskraft durch arbeitsmarktexterne Existenzsicherungsoptionen – (Esping-

Andersen 1990; Esping-Andersen u.a. 2002), wurde durch die Aktivierungs-

Agenda in eine Re-Kommodifizierung verdreht.  
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Abbildung 1: Welfare-Regime-Typen und Konzeptionen der Aktivierung; Quelle: Opielka 2008, 90 (ge-

kürzt) 
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Entscheidend erscheint dabei die Alternativlosigkeit, mit der diese Agen-

da im politischen wie im sozialpolitikwissenschaftlichen Kontext behauptet 

wird. Bezogen auf unsere Fragestellung heißt das: 

• Der Mainstream des neueren Armutsdiskurses rekonstruiert Armut im  

Wesentlichen als Mangel existenzsichernder Arbeitsplätze. Durch „Aktivie-

rung“ und „workfare“ soll eine umfassende Teilnahme bzw. Teilhabe am 

Arbeitsmarkt und darüber die Beseitigung von Armut erreicht werden. Der 

hierzu alternative, „garantistische“ Diskurs um Grundeinkommen bezwei-

felt mit dem Verweis auf die „Working Poor“ die behauptete Integrations-

kraft des Arbeitsmarktes für die Gesamtbevölkerung und empfiehlt auch 

deshalb eine Lockerung des Arbeitsbegriffs; 

• die Präventionswirkungen des „Aktivierungs“-Diskurses zielen auf die 

Wiederherstellung von Vollbeschäftigung, diejenigen des konkurrierenden 

Grundeinkommensdiskurses auf die Universalisierung sozialer Bürgerrechte; 

• empirische Evidenzen sind für beide Positionen widersprüchlich. Theore-

tische Evidenzen sprechen eher für die „garantistische“ Position, da diese 

mit einer individualistischen und expressiven Sozialmoral moderner Bürger 

eher übereinstimmt (Opielka 2008; Opielka u.a. 2010); 

• sozialpolitische Diskurse konstituieren auch hier die politische Wirklich-

keit. 

Insoweit sich die Soziale Arbeit dem Rekommodifizierungsprogramm  

widersetzt, geschieht dies unter dem Verweis auf die Verletzung von 

Grundrechten. Irritierenderweise übersehen die meisten ihrer kritischen 

Vertreter (z.B. Cremer-Schäfer 2006, Dahme u.a. 2003), dass die von ihnen 

postulierte oder zumindest als verschwindend bedauerte „alte“, nämlich 

sozialdemokratische Wohlfahrtsstaatlichkeit selbst fundamental an die 

Lohnarbeitszentrierung gebunden war. Die nun verstärkte Kopplung von 

Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik stellt insoweit nur eine Neuakzentuierung 

des Arbeits- und Leistungsethos der produktivistischen Arbeiterbewegung 

um eine liberale Annahme des „Sieges des Kapitalismus“ nach 1989-90 

dar. Eine wohlfahrtsregimetheoretische Verortung dieser Diskurse kann 

diese Unklarheiten mindern. Sie macht zum einen deutlich, dass allen  

Regimekonzepten eine soziologische „Wahrheit“ zugrunde liegt: alle vier 

Aktivierungssysteme (Markt, Staat, Gemeinschaft, Sinn/Legitimation) wie 

auch alle vier Gerechtigkeitskonzepte (Leistung, Verteilung, Bedarf,  

Teilhabe) haben ihre Berechtigung. Zum anderen zeigt sie politisch, dass 

die Garantie von Grundrechten bisher im Sozialstaat zu wenig entwickelt 

wurde. Amartya Sens in der (linksliberalen) Sozialpolitikdebatte zuneh-

mend reüssierender Fähigkeitenansatz („capability approach“) (Sen 2010) 
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erscheint vor diesem Hintergrund nicht einfach nur als eine Auflistung klu-

ger Teilhabeansprüche ohne systematische Rangordnung (so Hirsch-

ler/Homfeldt 2006, 50), sondern als durchaus „garantistisches“ Programm 

(Opielka 2008, 232), das gegen die Dominanz der etablierten Trias der 

Wohlfahrtsregime stark gemacht werden sollte.  

3. Professionalität Sozialer Arbeit in der Bürgergesellschaft 

Die politisch-soziologische Regulationsperspektive in Bezug auf die Wirk-

samkeit wohlfahrtsstaatlicher Intervention wurde differenziert nach insge-

samt vier Deutungsmustern untersucht, die sich auch an einer Erweiterung 

der Wohlfahrtsregime-Typologie von Esping-Andersen um den Regimetyp 

„Garantismus“ orientieren. Die Vereinseitigungen der vier Deutungsmuster 

mit ihrem Fokus auf Markt, Staat, Gemeinschaft oder Sinn (Ethik) legen 

multidimensionale Konzepte zur Analyse des Zusammenhangs von Sozial-

pädagogik und Wohlfahrtsstaat zwingend nahe, wie sie hier skizziert wur-

den. Dabei ist die Wirklichkeit hilfreich. Denn in einem widersprüchlichen, 

keineswegs immer linearen, modernisierungstheoretischen Annahmen fol-

genden Prozess haben sich soziale Grundrechte auf die Agenda gescho-

ben, meist bewusst intendiert durch soziale Akteure, nicht selten freilich als 

Nebenfolge rein funktional gedachter Entscheidungen. Es ist dieser kom-

plexe Prozess, den „Neo-Institutionalisten“ in der Soziologie und den Poli-

tikwissenschaften fokussieren und dabei erstaunt feststellen, wie eine 

„Weltkultur“ (Meyer 2005) entstand, die den Kern des „Europäischen  

Sozialmodells“ kulturell einschließt – trotz scheinbarer Gegenbewegungen. 

Jener Kern ist die Gleichheit des Menschen, sind Freiheit und Solidarität, 

gleichsam die Werte der Französischen Revolution, von Christentum und 

Aufklärung, die sich in den Menschenrechten universalisierten und in an-

deren Kultur- und Religionskreisen auch deshalb auf Resonanz stoßen, weil 

sie die Wirklichkeit auf den Begriff bringen. Die drei diskutierten Fragestel-

lungen (Bildung, Gesundheit, Armut) rekonstruierten sozialpolitische Wert-

konflikte, die nicht nur zwischen individuellen und kollektiven Akteuren, 

sondern auch je in ihnen selbst beobachtet werden können (Meyer 2004, 

73; Opielka 2007; Opielka u.a. 2010).  

Die Soziale Arbeit befindet sich heute vor allem in Deutschland in einer 

unerfreulichen Opferrolle gegenüber Sozialreformen wie beispielsweise 

„Hartz IV“, die den sozialen Status ihrer Klienten abwerten. Der Grund für 

dieses tendenzielle Versagen liegt in ihrer Depolitisierung und ihrer Depro-

fessionalisierung. Depolitisierung deshalb, weil weder die praktischen noch 

die akademischen VertreterInnen der Disziplin bewusst die Abwertung ih-

rer Klienten wollen, zugleich aber zu wenig politische Reflexivität gelehrt 
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und kommuniziert wird. Deprofessionalisierung deshalb, weil die deutsche 

Soziale Arbeit – ganz anders als beispielsweise Social Work in den USA – 

ihre fehlende, auf die eher forschungsschwachen Fachhochschulen  

begrenzte Akademisierung oft auch noch mit dem naiven Verweis auf 

Praxisnähe begrüßt. In einer Wissensgesellschaft ist damit die systemische 

Bedeutungsarmut programmiert. Allerdings könnte der Verweis auf die 

USA auch eine gegenteilige Kritik aufrufen: Der dort gut etablierten Diszip-

lin des Social Work war es nicht gelungen, die Wende „von Welfare zu 

Workfare“ zu bremsen, was die sozialpolitische Irrelevanz der Sozialen Ar-

beit bestätige – und umgekehrt, eine individualisierende Perspektive nahe 

lege. Hier zeigt sich jedoch nur der Unterschied zwischen notwendigen 

und hinreichenden Bedingungen. Eine Politisierung der Sozialen Arbeit ist 

notwendig. Doch für eine politische Beeinflussung sind schlicht die Mehr-

heitspositionen auch in der Disziplin entscheidend und diese waren ge-

genüber der Aktivierungs- und generell der Marktagenda auch in den USA 

höchst ambivalent. Ein besonders prominentes Beispiel sind die Arbeiten 

von Neil Gilbert, der die kritischen Folgen dieser Agenda beredt analysiert 

und beklagt (Gilbert 2000; 2002), andererseits aber auf der Ebene der Ge-

rechtigkeitskonzeptionen primär der (individualistischen) Leistungsagenda 

verpflichtet bleibt (Gilbert 1995). 

Der Trend zur Personenzentrierung, wie er in der Sozialpsychiatrie und teil-

weise in der Jugendhilfe zu beobachten ist, bietet daher Chancen für ei-

ne kontextuierte und zugleich individualisierte Soziale Arbeit. Damit könn-

ten in den letzten Jahren verschüttete fachliche Zugänge neu eröffnet 

werden, wie beispielsweise der Kulturvergleich oder die psychoanalytische 

Sozialarbeit. Diese Chancen sind heute mehr als früher bedroht durch den 

Trend zur Ökonomisierung, der in der Sozialen Arbeit unter Chiffren wie 

„Sozialwirtschaft“ den primär gemeinschaftlichen und helfenden Professi-

onskern verunklart. Diesem Kern gegenüber erfüllen Kompetenzen des 

Sozialmanagements oder -marketings stets nur eine dienende Funktion – 

ähnlich wie kein Krankenhausbetriebswirt behaupten kann, das Wesen der 

Medizin zu pflegen. Der Ökonomismus (philosophisch: Utilitarismus) neigt 

gleichwohl zu Überheblichkeit und Kolonialisierung. Dagegen helfen nur 

Professionalität und Berufsethik. Was sich nicht ändern sollte, ist die intuitive 

Parteilichkeit, die praktisch alle Fachkräfte der Sozialen Arbeit als Primär-

kompetenz mitbringen. 

Eine Reihe neuer, auch in der Sozialgesetzgebung (u.a. § 93 BSHG) veran-

kerter Instrumente wie der „Integrierte Behandlungs- und Rehabilitations-

plan (IBRP)“, „Individuelle Hilfepläne (IHP)“, „Persönliche Budgets (PB)“ und 

die „Hilfeplankonferenz (HPK)“ sind Bestandteil einer Neuorientierung  
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sozialer und gesundheitlicher Dienstleistungen, die von vielen Beobach-

tern als Ausdruck einer zunehmenden Marktorientierung verstanden wer-

den, teils eingebaut in „Neue Steuerungsmodelle“ vor allem der kommu-

nalen Sozialpolitik wie „New Public Management (NPM)“ und einer zielge-

steuerten Unternehmensführung (Management by Objectives, MBO; Qua-

litätsmanagement) in sozialen Einrichtungen (Seim 2000; Otto/Schnur 

2000). Kritiker rechnen auch das Konzept der „Evidenzbasierten Sozialen 

Arbeit“ umstandslos in die Kategorie der neoliberalen Refigurationen des 

Sozialen (Ziegler 2006). Doch lassen sich die Diskurse um eine Wirkungsori-

entierung der Sozialen Arbeit keineswegs ausschließlich neo-bürokratisch 

und  

neoliberal verorten, sie beinhalten auch die Chancen zu einer Neuformu-

lierung von Professionalität Sozialer Arbeit (Otto 2007). Von besonderer 

Bedeutung für die Soziale Arbeit erscheint das Instrument der Evaluation, 

insbesondere in seiner Ausprägung als qualitative Evaluationsforschung 

(Opielka u.a. 2007). 

Wie sind diese Entwicklungen zu bewerten? Wichtig ist dabei, dass man 

zwischen den analytischen Ebenen von Institutionen klar genug unter-

scheidet. In Abbildung 2 wird ein einfaches Modell professioneller Hand-

lungsebenen zwischen Individuum, Institutionen und Gesellschaft skizziert. 

Die neueren Steuerungsmodelle lassen sich dabei verschiedenen Ebenen 

zuordnen. Während das methodische Werkzeug der Evaluation sowohl 

auf der Makroebene (Implementationsforschung politischer Maßnahmen) 

wie der Mikroebene (im Kontext von Qualitätsmanagement) eine Rolle 

spielt, scheint der „Personenzentrierte Ansatz“ ein Fluchtpunkt auf der Mik-

roebene (Klientenbeziehung) nicht nur in der Sozialpsychiatrie zu sein. 
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Abbildung 2: Systemebenen der Sozialpolitik in der Sozialen Arbeit; eigene Darstellung 

 

Hier gibt es nun zumindest zwei ganz unterschiedliche Bewertungen, die 

auf die Handlungsebenen zurückgeführt werden können. Während die 

Befürworter des neuen Ansatzes (z.B. Schulte-Kemna u.a. 2004) in der  
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Fokussierung auf den Hilfeadressaten einen enormen Perspektivengewinn 

erkennen, möchte beispielsweise Klaus Dörner sowohl der „Personenzent-

rierung“ wie der „Profizentrierung“ eine „Sozialraum- oder Bürgerzentrie-

rung entgegensetzen“ (Dörner 2005, 34). Während Dörner eher auf die 

Makro- und ein wenig die Mesoebene fokussiert, scheinen Schulte-Kemna 

u.a. eher die Mikro- und ein wenig die Mesoebene in den Blick zu nehmen. 

Es ist hier nicht Gegenstand, was eigentlich genau an sozialtherapeuti-

scher und sozialpädagogischer Professionalität Not tut. Man muss vermu-

ten, dass diese – m.E. zentrale – professionelle Frage eher im Dickicht der 

Diskussion verschwindet. Denn was bislang an praktischen Erfahrungen 

von Hilfeplankonferenzen verlautet, so mögen sie als „Herzstück personen-

zentrierter Umgestaltung“ (Konrad/Gnannt-Kroner 2004) nur bezeichnet 

werden können, wenn man therapeutisch-pädagogische Prozesse auf 

Dienstleistungskoordination reduziert. Letztlich bleibt die tatsächliche 

Dienstleistung der „professionellen Kunst“ den jeweils Tätigen und ihren 

Einrichtungen überlassen – wobei die sozialräumliche Vernetzung der Täti-

gen, im Sinne Dörners, als Bestandteil zeitgemäßer Professionalität gelten 

muss. 

Meine Frage geht aber über das unmittelbar klientenzentrierte Handeln 

hinaus. Die gegenwärtig spürbare Beunruhigung unter den Mitarbeitern 

der Sozialen Arbeit hat ihre Ursache darin, dass hinter den neuen Entwick-

lungen letztlich fiskalische Sparinteressen stehen. Effizienzsteigerung durch 

bürokratische Prozeduren wird bezweifelt. Der Grund liegt in einem Miss-

trauen gegenüber der „großen“ Sozialpolitik. Dieses Misstrauen ist nicht 

unberechtigt. Seit Mitte der 1990er Jahre, nicht zufällig auch seit dem En-

de der Ost-/West-Blockkonfrontation und dem weltweiten „Sieg des Kapi-

talismus“, hat sich in den westlichen Wohlfahrtsstaaten die Rhetorik „from 

welfare to workfare“, ein Paradigma der „Aktivierung“, eines „aktivieren-

den Sozialstaats“ durchgesetzt (Opielka 2008). Diese „Transformation des 

Wohlfahrtsstaats“ (Gilbert 2002) zielt darauf hin, die Erwerbs- oder besser: 

Lohnarbeitszentrierung der Sozialpolitik wieder verschärft durchzusetzen. 

Die Vertreter dieser Transformation wollen die Prozesse sozialpolitischer 

„Dekommodifizierung“ rückgängig machen. Was in den politischen Diskur-

sen als „neoliberal“ bezeichnet wird, meint in der Regel den Kampf für ein 

möglichst liberales Wohlfahrtsregime, das auf Leistungsgerechtigkeit (am 

Markt) abhebt, die Idee der „Eigenverantwortung“ verallgemeinert, auch 

wenn die Eigenkräfte ungleich verteilt sind, und das letztlich nur vom Indi-

viduum ausgehende Werte gelten lässt. Armut wird in dieser Sichtweise 

anthropologisiert, eine gesellschaftliche Verantwortung für Armut wird be-

stritten. Der Arbeitsmarkt soll dominant die soziale Sicherung regulieren (= 

Re-Kommodifizierung). 
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Es ist nachvollziehbar, dass alle vier der im Kontext der Wohlfahrtsregime-

Analyse genannten Gerechtigkeitskonzepte ihre Berechtigung haben. 

Problematisch wird es jedoch, wenn man sie vereinseitigt. Hier liegt nun 

der Grund für das Unbehagen vieler politisch sensibler Mitarbeiter und Be-

troffener im Sozialbereich. Man spürt, dass die Legitimität sozialpolitischer 

Investitionen selbst – möglicherweise immer wieder neu – erkämpft wer-

den muss. Wer sich advokatorisch, anwaltlich auf die Seite der sozial 

Schwächsten stellt, benötigt einen gesellschaftspolitisch sensiblen und 

kenntnisreichen Blick. 

Dieser Blick muss entmystifizieren. Dörners Fokus auf die „Selbstbestim-

mungsunfähigen“ kann ihn trüben. Wenn er von der Ratlosigkeit eines so-

zialpsychiatrischen Teams und dessen Frage berichtet: „Was sollen wir 

denn seit dem neuen personenzentrierten Konzept tun, wenn wir die psy-

chisch Kranken nur noch nach ihren Wünschen fragen und – im Respekt 

ihrer Selbstbestimmung – ihre Wünsche erfüllen dürfen?“, und dies zu 

„meinen bleibenden Bildungserlebnissen“ (Dörner 2005, 37) rechnet, dann 

wundert man sich auch hier über Vereinseitigungen. Welcher Professionel-

le würde schon „nur“ danach fragen und „nur“ irgendwelche „Wünsche 

erfüllen“? Zur professionellen Dienstleistungskunst gehört, die Teilhaberech-

te der Klienten mit anderen Rechten und Pflichten abzuwägen. Sie, die 

Professionellen, „müssen lernen, eine feine Linie zu ziehen zwischen zu of-

fen formulierten Kontrakten einerseits, in denen Profitmotive einfließen und 

durch Qualitätsminderung Kostenersparnisse erzwungen werden können, 

und den zu restriktiv formulierten Kontrakten andererseits, durch die eine 

Kommodifizierung sozialer Hilfen entsteht, welche die Rolle professioneller 

Praxis schwächt und die Qualität sozialer Dienste mindert.“ (Gilbert 2000, 

153) 

Die Partizipation aktiver – und nicht von oben „aktivierter“ – Bürgerinnen 

und Bürger im und am Sozialstaat erfordert auch bürokratische Proze-

duren, von der Selbstorganisation von Betroffenen bis zur organisatorisch 

vermittelten Nutzerbeteiligung in politischen und Wohlfahrtsinstitutionen. 

Sie kann sich aber einer Instrumentalisierung beispielsweise zugunsten von 

Sparpolitiken nur entziehen, wenn auf allen Ebenen ein Bewusstsein jener 

„feinen Linie“ existiert, von der Gilbert spricht. „Personenzentrierung“ so 

verstanden ist damit zugleich ein umfassendes sozialpolitisches Projekt. 

Eine Bürgergesellschaft will beides: individuelle Leistungen und individuelle 

Selbstverantwortung. Die sozialpolitische Konfiguration, die für die Soziale 

Arbeit zukunftsträchtig erscheint, kann dabei als „garantistisch“ bezeich-

net werden. Der Fokus auf das Individuum wird darin selbst systemisch, 

funktional gefasst, Individualisierung also gesellschaftlich kontextuiert.  
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„Garantismus“ heißt zunächst, dass wohlfahrtsstaatliche Sicherung im Kern 

an Grundrechten gebunden ist und nicht an das Erwerbssystem. Dass dies 

historisch auch die Agenda sozialer Dienste und damit der Sozialen Arbeit 

bildet, sollte als motivierende Erkenntnis für die Zukunft des Sozialstaats gel-

ten können. 
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